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A. Entscheidung  

I. Feststellung des Plans  

Auf Antrag der Stuttgarter Straßenbahn AG (SSB) vom 17.12.2025 wird der Planfest

stellungsbeschluss des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 30.06.2022 für das 

Vorhaben „Verlängerung der S-Bahnstrecke von Filderstadt-Bernhausen nach Neu

hausen a.d.F.“ gemäß §§ 18d, 38 Abs. 9 S. 2 AEG i.V.m. §§ 76 Abs. 1 LVwVfG und §§ 1 

ff. UVPG - jeweils in der derzeit gültigen Fassung - nach Maßgabe der folgenden 

Bestimmungen geändert und mit den in diesem Beschluss aufgeführten Nebenbe

stimmungen und Zusagen festgestellt. 

Der ursprüngliche Plan wird aufgehoben, soweit er mit dem neuen Plan nicht über

einstimmt, und durch die geänderte Planung ersetzt oder ergänzt wird. Im Übrigen 

bleibt der festgestellte Plan einschließlich seiner besonderen Entscheidungen, Ne

benbestimmungen, Zusagen und Vorbehalte unberührt.  

II. Planunterlagen 

Bestandteil der Planänderung sind folgende Unterlagen: 

Unterlage Blatt Nr. Beschreibung Datum 

0.7 neu5  Dokumentation Änderungen im Verfahren  16.07.2026 

0.8 neu4  Übersichtsplan Änderungen, 1:2500 27.11.2025 

1neu4  Erläuterungsbericht 15.12.2025 

2neu4  Betriebliche Aufgabenstellung  20.03.2025 

3.2.neu4  Übersichtslageplan, 1:2500 27.11.2025 

5  Lageplan   

5.2neu4  Lageplan Teil 2, 1:500 27.11.2025 

5.4neu4  Lageplan Teil 4, 1:500 27.11.2025 

5.5neu4  Lageplan Teil 5, 1:500 27.11.2025 
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Unterlage Blatt Nr. Beschreibung Datum 

5.7neu4  Lageplan Teil 7, 1:500 27.11.2025 

5.8neu4  Lageplan Teil 8, 1:500 27.11.2025 

10  Baugesuche BG und GSM Funkmaste   

10.3.2neu4  Baugesuch BG Neuhausen 23.01.2025 

10.3.3neu4  Baugesuch BG GFK 23.01.2025 

10.3.4neu4  Baugesuch GSM Mast 01 Bernhausen 13.08.2025 

10.3.5neu5  Baugesuch GSM Mast 02 Neuhausen West 04.03.2025 

10.3.6neu4  Baugesuch GSM Mast 03 Neuhausen-Bf 10.02.2025 

13  Bauwerksverzeichnisse  

13.1neu4  Bauwerksverzeichnis  17.07.2025 

15  Grunderwerb  

15.1neu4  Grunderwerbsliste  06.11.2025 

15.3neu4  Grunderwerbsplan Teil 2, 1:500 26.11.2025 

15.4neu2  Grunderwerbsplan Teil 3, 1:500 (nur nach
richtlich) 

19.03.2021 

15.5neu4  Grunderwerbsplan Teil 4, 1:500 27.11.2025 

15.6neu4  Grunderwerbsplan Teil 5, 1:500 26.11.2025 

15.8neu4  Grunderwerbsplan Teil 7, 1:500 26.11.2025 

15.9neu4  Grunderwerbsplan Teil 8, 1:500 26.11.2025 

15.10neu4  Grunderwerbsplan Teil 9, 1:500 26.11.2025 

15.12neu4  Grunderwerbsplan Teil 11, 1:500 26.11.2025 

26.1neu5  Umweltverträglichkeitsstudie 10.06.2026 

27.1neu4  Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung  13.11.2025 

28  Landschaftspflegerischer Begleitplan  

28.1neu4  LBP  16.12.2025 

28.2neu4  Bestands- und Konfliktplan Biotope, 1:2500 10.09.2025 

28.3neu4  Bestands- und Konfliktplan Boden, 1:2500 10.09.2025 

28.4neu4  Maßnahmenübersichtsplan, 1:2500 10.09.2025 
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Unterlage Blatt Nr. Beschreibung Datum 

28.5neu4  Maßnahmenplan Teil 1, 1:1000 10.09.2025 

28.6neu4  Maßnahmenplan Teil 2, 1:1000  10.09.2025 

28.7neu4  Maßnahmenplan Teil 3, 1:1000 10.09.2025 

28.8neu4  Maßnahmenplan Teil 4, 1:1000 10.09.2025 

28.9neu4  Maßnahmenplan Teil 5, 1:1000 10.09.2025 

28.10neu4  Fotodokumentation Streuobst 15.12.2025 

28.11neu4  Erhebungstabelle Streuobst 01.12.2025 

28.12neu4  Checkliste Streuobstumwandlung  15.12.2025 
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III. Nebenbestimmungen 

Für das geänderte Vorhaben gelten die im Planfeststellungsbeschluss vom 

30.06.2022 enthaltenen Nebenbestimmungen.  

Zusätzlich werden der Vorhabenträgerin folgende Nebenbestimmungen auferlegt: 

1. Natur und Landschaft 

1.1. Die Vorhabenträgerin hat die nach der Kompensationsverzeichnis-Verord

nung Baden-Württemberg vom 17. Juli 2025 (KompVzVO) erforderlichen An

gaben zu ihrem Vorhaben und den festgesetzten naturschutzrechtlichen 

Kompensationsmaßnahmen (insbesondere zu Eingriffsausgleich, Natura 

2000, artenschutzrechtliche Maßnahmen) innerhalb von sechs Wochen nach 

Bestandskraft dieses Planfeststellungsbeschlusses in der Online-Anwen

dung Kompensationsverzeichnis zu erfassen und an die untere Naturschutz

behörde zu übermitteln. Für die Übermittlung muss sich die Vorhabenträgerin 

gegebenenfalls zunächst in der Anwendung registrieren und einen Account 

beantragen (https://kompvz.landbw.de). Die Vorhabenträgerin hat die Erfas

sung der erforderlichen Angaben im Kompensationsverzeichnis unmittelbar 

nach Übermittlung an die untere Naturschutzbehörde der Planfeststellungs

behörde mitzuteilen. 

1.2. Die artenschutzrechtlichen Belange sind gemäß der geänderten speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung des Büros „GÖG“ vom 13.11.2025 zu beach

ten und die genannten Maßnahmen sind vollumfänglich umzusetzen. 

1.3. Die in den Planunterlagen geänderten Maßnahmen zur Vermeidung und Mi

nimierung sowie zum Ausgleich, insbesondere zum Biotopschutz, sind einzu

halten und umzusetzen.  

https://kompvz.landbw.de/
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IV. Zusagen 

Die Vorhabenträgerin hat im Planänderungsverfahren bestätigt, dass die im Plan

feststellungsbeschluss vom 30.06.2022 für verbindlich erklärten Zusagen für das 

geänderte Vorhaben weiterhin gelten.  

Für die Planänderung hat die Vorhabenträgerin folgende weitere Zusagen abgege

ben, die hiermit für verbindlich erklärt werden: 

1. Natur und Landschaft 

1.1. Die Vorhabenträgerin sagt zu, die Zaunanlagen um die GMS-Funkmasten für 

die Kleintierdurchlässigkeit mit einem Abstand von mindestens 20 cm über 

der Geländeoberfläche zu planen und auszuführen. 

1.2. Die Vorhabenträgerin sagt zu, die Umsetzung der vorgesehenen Neupflan

zungen der Streuobstbäume spätestens in der auf den Abschluss der Bau

maßnahme folgenden Pflanzperiode bzw. im Zuge der gesamten LAP-Maß

nahmen vorzunehmen. 

2. Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

2.1. Die Vorhabenträgerin sagt zu, den Zaun um das Regenrückhaltebecken 3 

(RRB3) außerhalb des Gewässerrandstreifens (Randstreifen von 5 m vom 

Böschungsrand des Gewässers) des Fleinsbachs in 1 m Abstand zum Bö

schungsrand des Beckens zu errichten. 

3. Öffentliche Sicherheit 

3.1. Die Vorhabenträgerin sagt zu, Baugeräte/Kräne, die eine Höhe von 10 m über 

Grund überschreiten, zur Einzelfallprüfung bei der zuständigen Luftfahrtbe

hörde vorzulegen. 
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4. Private Rechte, insbesondere Eigentum 

4.1. Die Vorhabenträgerin wird für die zusätzlichen dauerhaften Flächeninan

spruchnahmen bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen eine ange

messene Entschädigung in Geld leisten. 

4.2. Die Vorhabenträgerin wird für die zusätzliche eingeschränkte Nutzbarkeit 

von Außenbereichen (z.B. Garten- / Ackerflächen, Privatwege) während der 

Bauphase bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen eine angemes

sene Entschädigung in Geld leisten. 

V. Zurückweisung von Einwendungen 

Die gegen die Planänderung erhobenen Einwendungen der Betroffenen und der 

sonstigen Einwender sowie die Bedenken und Hinweise der weiteren Beteiligten 

werden, soweit sie nicht ausdrücklich zurückgenommen oder gegenstandslos ge

worden sind oder ihnen durch Zusagen oder durch diese Entscheidung entsprochen 

wird, zurückgewiesen. 

VI. Kostenentscheidung 

1. Die Vorhabenträgerin trägt die Kosten des Planänderungsverfahrens. Die 

Höhe der Gebühr wird gesondert festgesetzt. 

2. Die den Einwendern und Trägern öffentlicher Belange in diesem Planfeststel

lungsverfahren entstandenen Kosten sind nicht erstattungsfähig.  
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VII. Konzentrationswirkung 

Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des geänderten Vorhabens ein

schließlich der notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf 

alle von ihm berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Planfeststellung 

sind andere behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Ge

nehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Plan

feststellungen nicht erforderlich (§ 18 Abs. 1 S. 2 AEG i. V. m. § 75 Abs. 1 LVwVfG). 



Planänderungsbeschluss für Verlängerung der S-Bahnstecke von Filderstadt-Bernhausen nach Neuhausen auf den Fildern 

8 

B. Begründung 

Das Regierungspräsidium Stuttgart hat in Ausübung seines Planfeststellungser

messens beschlossen, die vorliegenden Planänderungen bzw. -ergänzungen mit 

den genannten Nebenbestimmungen und Zusagen festzustellen. Das Vorhaben ist 

im Hinblick auf die Zielsetzungen des Allgemeinen Eisenbahngesetzes gerechtfer

tigt und steht im Einklang mit den gesetzlichen Planungsleitsätzen. Nachdem das 

Regierungspräsidium sämtliche öffentlichen und privaten Belange sorgfältig gegen- 

und untereinander abgewogen hat, ist es zu der Auffassung gelangt, dass das von 

der Stuttgarter Straßenbahnen AG (SSB) geplante Vorhaben verwirklicht werden 

soll. 

I. Beschreibung des Vorhabens 

Der Planfeststellungsbeschluss für das Gesamtvorhaben wurde mit Beschluss vom 

30.06.2022 erlassen und mit bestandskräftigen Urteilen des Verwaltungsgerichts

hofes Baden-Württemberg vom 04.05.2023 seit 25.07.2023 bestätigt. Am 

01.08.2023 wurde mit den Baumaßnahmen begonnen.  

Mit Beginn der Ausführungsplanung hat sich nach Aussage der Vorhabenträgerin 

gezeigt, dass gegenüber der Entwurfsplanung Anpassungsbedarf besteht. Darüber 

hinaus beabsichtigt die Stadt Filderstadt nunmehr in der Nähe des Tunnelportals 

Bernhausen den bestehenden Spielplatz wiederherzustellen. Dies wurde nachricht

lich in den Planunterlagen vermerkt, ist aber nicht Gegenstand der vorliegenden 

Planänderung. Gegenstand der vorliegenden Planänderung sind die folgenden Än

derungen: 
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Änderungen Gemarkung Bernhausen  

1. Neue Führung der Fahrbahn sowie des Geh- und Radwegs im Bereich 

Nürtinger Straße / Karlstraße  

Der Knotenpunkt Nürtinger Straße / Karlstraße soll nun nach planerischem Willen 

der Stadt Filderstadt gemäß dem seit 2001 vorliegenden Bebauungsplan „Östliche 

Karlstraße“ als Kreisverkehr hergestellt werden. Die ursprünglichen Planfeststel

lungsunterlagen haben die Art der Wiederherstellung der Oberfläche in den meisten 

Bereichen der Karlstraße offengelassen, um die Planungshoheit der Stadt Filder

stadt nicht einzuschränken. Lediglich im Umfeld des Tunnelportals Bernhausen 

wurden die Flächen bis zum östlichen Fahrbahnrand in der Planfeststellung darge

stellt, da hier die Notwendigkeit bestand, die durch die S-Bahn in ihrer Lage zu ver

ändernden Wege (Feldweg und Geh- und Radweg) wieder an den Bestand anzu

schließen, um einen Planungstorso zu vermeiden. Um den nun von der Stadt Filder

stadt beabsichtigten Bau des Kreisverkehrs zu ermöglichen, müssen die Anschlüsse 

der beiden Wege an das übrige Verkehrsnetz wie beantragt anders ausgeführt wer

den.  

2. Zusätzlicher GMS-Funkmast Bernhausen Ost  

Die Neubaustrecke von Bernhausen nach Neuhausen ist in die Zugsicherungstechnik 

der Deutschen Bahn, die die Strecke bis Bernhausen betreibt, zu integrieren bzw. an 

diese Zugsicherungstechnik anzuschließen. Mit dem Projekt „Digitaler Knoten Stutt

gart“ steht im Stuttgarter S-Bahnnetz ein Wechsel des Zugsicherungssystems auf den 

neuen Standard ETCS (European Train Control System) an. Auch die gegenständliche 

Neubaustrecke ist auf diesen Stand der Technik zu bringen. Da die Datenkommunika

tion für die Zugsicherung künftig über Funk erfolgt, ist für die Strecke, anders als bis

lang geplant, eine redundante Funkabdeckung notwendig. Um den Betrieb auch bei 

Ausfall eines Funkmastes zu gewährleisten, sind insgesamt zwei neue Maststandorte 



Planänderungsbeschluss für Verlängerung der S-Bahnstecke von Filderstadt-Bernhausen nach Neuhausen auf den Fildern 

10 

für das Vorhaben notwendig. Einer davon ist der GMS-Funkmast in Bernhausen. Der 

Mast soll am östlichen Siedlungsrand von Bernhausen, südlich der S-Bahn-Trasse ge

baut werden. Aufgrund des Erfordernisses, dass auch im Trog am Ende des Tunnels 

Bernhausen noch ausreichend Funkleistung vorhanden sein muss, soll der Mast mög

lichst nah am Gleis platziert werden (maximal 10-15m seitlicher Abstand). Aufgrund der 

Größe der geplanten Anlage kann der Mast nicht in unmittelbarer Nähe zu den 

Trogwänden gebaut werden, sondern muss auf einem privaten Grundstück südlich der 

S-Bahnstrecke errichtet werden. Für die Erschließung der Anlage muss der südlich der 

Trasse verlaufende unbefestigte Feldweg über zwei weitere private Grundstücke ver

längert werden. 

3. Errichtung neuer Schutzplanken an den Oberkanten von Böschungen  

Am Ortsende von Bernhausen ab km 28+700 werden an den Oberkanten der Bö

schungen Schutzplanken vorgesehen, um zu verhindern, dass Fahrzeuge oder Fahr

räder, die von der Fahrbahn abkommen, die Böschung hinabstürzen. 

Änderungen Gemarkung Sielmingen  

1. Änderung Grundstückszufahrt, Gehweg im Haltestellenumfeld Sielmin

gen  

Die Stadt hat Filderstadt hat seit Erlass des Planfeststellungsbeschlusses ihre Pla

nung für das oberirdische S-Bahn-Haltestellenumfeld in Sielmingen konkretisiert 

und den Bebauungsplan „S-Bahn-Haltepunkt Sielmingen“ aufgestellt, welcher sich 

derzeit im Verfahren befindet. Dieser sieht eine geänderte Anordnung der Gehwege, 

der Aufenthaltsflächen sowie der Fahrbahnen und Grundstückszufahrten vor, die 

mit zusätzlichen Eingriffen in die privaten Grundstücke nordwestlich und nordöst

lich der Bahnhofstraße verbunden sind. Hieraus ergibt sich nun die Notwendigkeit 

in Sielmingen die durch die Planfeststellung erfassten Bereiche anzupassen und 

dem künftig durch Bebauungsplan geplanten Bestand anzupassen. Im Zuge der 
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Umplanung nordöstlich der Bahnhofstraße können durch die geänderte Verkehrs

anlagenplanung sechs Ersatz-Baumpflanzungen nicht mehr realisiert werden. Die 

Bäume sollen stattdessen südlich der S-Bahnhaltestelle Sielmingen und südlich des 

dort verlaufenden Geh- und Radweges auf einer Fläche im Eigentum der Stadt Fil

derstadt in entsprechend herzustellenden Baumbeeten gepflanzt werden. Auch die 

ursprünglich vorgesehenen fünf Ersatzpflanzungen von Bäumen entlang der Lan

desstraße nordöstlich von Sielmingen können aufgrund von Leitungen, die dort im 

Seitenraum der Straße verlaufen, dort nicht gepflanzt werden. Alternative Standorte 

sind nicht vorhanden. 

2. Ablauf des Regenrückhaltebeckens 3  

In den ursprünglichen Planunterlagen war der Ablauf des Regenrückhaltebecken 3 

auf der Gemarkung Sielmingen weder in den Plänen noch in den Grunderwerbsun

terlagen eingetragen. Dies soll nun korrigiert und der Umriss des Beckens an die 

Ausführungsplanung angepasst werden.  

3. Errichtung neuer Schutzplanken an den Oberkanten von Böschungen  

Um zu verhindern, dass Fahrzeuge oder Fahrräder, die von der Fahrbahn abkommen, 

die Böschung hinabstürzen, werden am Ortsende von Bernhausen ab km 28+700 

und nach der Haltestelle Sielmingen ab km 30+030 nach Abstimmung mit der Kom

mune an den Oberkanten der Böschungen Schutzplanken vorgesehen. 

Änderungen Gemarkung Neuhausen  

1. Änderung der Bauform einer Weiche im Bereich der Haltestelle Sielmin

gen 

In der Haltestelle Sielmingen wird auf der Gemarkung Neuhausen anstelle der bis

her vorgesehenen Weichenbauform EW49-500-1:14 die Weichenbauform EW54-

760-1:18,5 eingebaut, um die Befahrbarkeit des abzweigenden Gleises mit der 
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Streckengeschwindigkeit von 80 km/h durch einen somit größeren Abzweiggleisra

dius von 760 m zu ermöglichen.  

2. Änderung des Funkmaststandorts „Neuhausen-West“ 

Auch der Funkmast samt technischer Anlagen am Standort “Neuhausen-West“ 

muss für die redundante Funkabdeckung des Zugsicherungssystems ETCS (vgl. 

auch Ausführung unter I.2.) verändert werden und rückt in der Änderungsplanung 

näher an die Gleise. Die technischen Anlagen erweitern sich darüber hinaus im Um

fang.  

3. Errichtung neuer Schutzplanken an den Oberkanten von Böschungen 

Um zu verhindern, dass Fahrzeuge oder Fahrräder, die von der Fahrbahn abkommen, 

die Böschung hinabstürzen, werden bei der Straßenunterfahrung bei km 30+450 

nach Abstimmung mit der Kommune an den Oberkanten der Böschungen Schutz

planken vorgesehen.  

4. Änderung der Lage des Entwässerungskanals zum Regenrückhaltebe

cken „Bernhäuser Weg II“ 

Im Rahmen der Ausführungsplanung hat sich gezeigt, dass die ursprüngliche Pla

nung, den Entwässerungskanal zum Regenrückhaltebecken Bernhäuser Weg II in 

Neuhausen im Feldweg 4366 zu führen, nicht möglich ist, da der Feldweg bereits 

eine Vielzahl anderer Leitungen (Telekommunikationsleitungen, Stromleitungen 

und Entwässerungsinfrastruktur inkl. Schächte) beinhaltet mit der Folge, dass ein 

neuer Entwässerungskanal dort geometrisch unter Berücksichtigung der geregel

ten Abstände zu den Bestandsleitungen nicht untergebracht werden kann. Der Ka

nal soll nun stattdessen in Abstimmung mit der Gemeinde Neuhausen in den Be

reich der bislang lediglich temporär in Anspruch genommenen nördlich angrenzen

den, privaten Ackerflächen verlegt werden. 
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5. Zusätzlicher Grunderwerb für einen Oberleitungsmast beim Bahnhof 

Neuhausen 

Entgegen der Annahme im Rahmen der Entwurfsplanung ist zur Realisierung des 

Fahrleistungsmastes entlang des Trogbauwerks in Neuhausen bei Station 31+482 

ein geringfügiger Eingriff in private Flächen erforderlich.  

6. Änderung der Bauform beider Weichen im Bahnhof Neuhausen 

Aufgrund langer Lieferzeiten sollen im Bahnhof Neuhausen die Standardweichen 

ABW54190-1:7,5 und EW54-190-1:9 anstelle der in der Entwurfs- und Genehmi

gungsplanung vorgesehenen Sonderbauformen eingebaut werden.  

7. Verkleinerung des Betriebsgebäudes und Errichtung eines zusätzlichen 

Stellwerksgebäudes am Bahnhof Neuhausen 

Aufgrund des Erfordernisses des Zugsicherungssystems ETCS muss das bisher ge

plante Betriebsgebäude am Bahnhof Neuhausen neu geplant werden: es besteht 

nunmehr aus zwei separaten Gebäuden (östliches Gebäude mit Aufenthalts- und 

Sozialräumen für das Fahrpersonal, westliches Gebäude mit Gleisfeldkonzentrato

ren des ETCS). Westlich der Gebäude wird ein asphaltierter Lagerplatz für Putz- und 

Müllcontainer vorgesehen. 

8. Asphaltierung der Zuwegung zur Eingleisfläche im Bahnhof Neuhausen 

und Reduktion einer Stützmauer 

Zur Gewährleistung der dauerhaften Funktionsfähigkeit soll die Zuwegung zur Ein

gleisfläche im Bahnhof Neuhausen asphaltiert, anstatt wie bislang in der Genehmi

gungsplanung vorgesehen geschottert, vorgenommen werden. Westlich der Ein

gleisfläche hat sich im Rahmen der Ausführungsplanung gezeigt, dass aufgrund des 

tatsächlichen Geländeverlaufs die Stützmauer nördlich der Gleise um rund 30 m 

kürzer ausgeführt werden kann. 
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9. Errichtung eines zusätzlichen GSM-Funkmastes im Bahnhof Neuhausen 

Für eine redundante Funkabdeckung (vgl. auch Ausführungen unter I.2. Gemarkung 

Bernhausen) ist im Bahnhofsareal von Neuhausen südlich des Bahnsteigs und west

lich der barrierefreien Zugangsanlage ein weiterer GSM-Funkmast mit einer Höhe 

von 41,0 m sowie 2 Technikcontainern zu errichten. 

10. Errichtung von zwei zusätzlichen Wetterschutzhäusern am Gleis 3 im 

Bahnhof Neuhausen 

Um auch für den Fall, dass Züge mit regulärem Fahrgastwechsel am Gleis 3 an den 

Bahnsteig fahren, wartenden Fahrgästen eine witterungsgeschützte Wartemöglich

keit bieten zu können, wurden der Planung zwei Wetterschutzhäuser auf dem Bahn

steig von Gleis 3 hinzugefügt. 

II. Zuständigkeit und Verfahren 

Die verfahrensrechtlichen Voraussetzungen für die Planfeststellung sind erfüllt. 

Die Stuttgarter Straßenbahnen AG beantragte am 17.12.2025 die Durchführung des 

Planänderungsverfahrens für die Verlängerung der S-Bahnstrecke von Filderstadt-

Bernhausen nach Neuhausen a.d.F. Das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 24, 

leitete daraufhin durch öffentliche Bekanntmachung am 05.02.2026 das hiesige 

Planänderungsverfahren ein. 

Der vorliegende Planänderungsbeschluss ergeht gemäß §§ 18d, 38 Abs. 9 S. 2 AEG 

i. V. m. § 76 Abs. 1 LVwVfG im Rahmen eines neuen Planfeststellungsverfahrens.  

Bei der beantragten Planänderung handelt es sich um eine Änderung vor Fertigstel

lung eines bereits planfestgestellten Vorhabens, für die gemäß § 76 Abs. 1 LVwVfG 

grundsätzlich ein neues Planfeststellungsverfahren durchzuführen ist.  

Bei Planänderungen von unwesentlicher Bedeutung bedarf es dabei gemäß § 76 

Abs. 3 LVwVfG keines Anhörungsverfahrens und keiner öffentlichen Bekanntgabe 
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des Planänderungsbeschlusses. Unwesentlich ist eine Änderung nach der ständi

gen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts dann, wenn sie im Verhältnis 

zur abgeschlossenen Gesamtplanung unerheblich ist, d. h. ein wertender Vergleich 

zu dem Ergebnis führt, dass Umfang, Zweck und Auswirkungen des Vorhabens im 

Wesentlichen gleichbleiben und nur bestimmte räumlich und sachlich abgrenzbare 

Teile geändert werden. Im Falle eines (nur) abzuändernden Planfeststellungsbe

schlusses wurde das Vorhaben bereits zu einem früheren Zeitpunkt einer öffentli

chen Kontrolle unterzogen und hatten Träger öffentlicher Belange und Betroffene 

umfassende Gelegenheit, ihre Anregungen, Bedenken oder Einwendungen öffent

lich geltend zu machen. Das rechtfertigt es, auf eine erneute umfassende Öffent

lichkeitsbeteiligung zu verzichten, wenn das Plangefüge in seinen Grundzügen un

berührt bleibt (vgl. BVerwG, Beschluss vom 27.01.2022 – 9 VR 1/22, juris-Rn. 28).  

Im vorliegenden Fall ist die Planfeststellungsbehörde angesichts des Umfangs der 

geplanten Änderungen, die sich an zahlreichen unterschiedlichen Stellen des Vor

habens auswirken und auch zusätzliche Eigentumsbetroffenheiten auslösen, nicht 

mehr von einer unwesentlichen Änderung ausgegangen und hat deshalb ein neues 

Planfeststellungsverfahren nach den Vorgaben der § 18d AEG i. V. m. § 76 Abs. 1 

LVwVfG durchgeführt. 

1. Zuständigkeit der Planfeststellungsbehörde 

Das Regierungspräsidium Stuttgart ist für dieses nicht bundeseigene Eisenbahnvor

haben nach § 18d AEG i.V.m. § 3 Nr. 2 EZuVO zuständige Planfeststellungsbehörde.  
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2. Verfahren 

Verfahren  

Die geänderten Planunterlagen haben in der Zeit vom 10.02.2026 bis einschließlich 

09.03.2026 auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Stuttgart und im zent

ralen Internetportal ausgelegen und konnten dort eingesehen werden. 

Auf die zusätzliche leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit gemäß § 18 a Abs. 3 

S. 2 AEG a.F. wurde in der öffentlichen Bekanntmachung hingewiesen. Der Zeitpunkt 

der Auslegung wurde am 05.02.2026 ordnungsgemäß auf der für die Durchführung 

von Planfeststellungsverfahren maßgeblichen Internetseite der Planfeststellungs

behörde sowie in örtlichen Tageszeitungen, in deren Verbreitungsgebiet sich das 

Vorhaben voraussichtlich auswirken würde, bekannt gemacht (Esslinger Zeitung, 

Filder-Zeitung). 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, konnte bis zwei Wo

chen nach Ablauf der Einwendungsfrist schriftlich oder durch qualifizierte E-Mail 

mittels elektronischer Signatur an referat24@rps.bwl.de Einwendungen gegen den 

Plan bei der Planfeststellungsbehörde erheben. Die Einwendungsfrist endete am 

09.04.2026. 

Die Planfeststellungsbehörde hat mit E-Mail vom 09.02.2026 unter Hinweis auf den 

elektronischen Fundort der Planunterlagen die Träger öffentlicher Belange, deren 

Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, sowie die anerkannten Natur

schutz- und Umweltvereinigungen gemäß § 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG zur Stellung

nahme bis zum 09.04.2026 aufgefordert. 

Verzicht EÖT 

Auf eine Erörterung nach § 73 Abs. 6 LVwVfG wurde gemäß § 18d AEG a.F. verzich

tet. 

mailto:referat24@rps.bwl.de
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Nach dieser Vorschrift kann im Falle des § 76 Abs. 1 LVwVfG von einer Erörterung 

im Sinne des § 73 Abs. 6 LVwVfG abgesehen werden. Die Planfeststellungsbehörde 

hat sich für einen solchen Verzicht entschieden, da aus Sicht der Planfeststellungs

behörde kein erneuter Erörterungsbedarf bestand. Auch die im Laufe des Anhö

rungsverfahrens abgegebenen Stellungnahmen und Einwendungen haben aus 

Sicht der Planfeststellungsbehörde keinen Erörterungsbedarf aufgezeigt. Ein Erör

terungstermin dient zur Ermittlung des Sachverhalts und soll möglichst zu einer Ei

nigung mit den Planbetroffenen führen. Hierfür muss die Genehmigungsbehörde 

eine Prognose im Hinblick darauf anstellen, ob ein Erörterungstermin zu neuen Er

kenntnissen führen könnte, die für die Planänderung zur Abhilfe von Abwägungs

mängeln von Bedeutung sind.  Gemessen an diesen Maßstäben hätte ein Erörte

rungstermin weder dazu gedient, den Sachverhalt in relevanter Weise aufzuhellen, 

noch die durch die Planung ausgelösten Konflikte zu klären. 

Die Träger öffentlicher Belange haben überwiegend keine erheblichen Bedenken 

gegen die Planänderung geäußert. Soweit solche Bedenken gemeldet wurden, 

konnte die Planfeststellungsbehörde diese im Wege der ergänzenden Sachver

haltsermittlung und -klärung ausräumen. Private Einwendungen gab es keine.  

III. Umweltverträglichkeitsprüfung  

Für das ursprüngliche Vorhaben wurde entsprechend §§ 3 a, b i.V.m. Anhang 1 Nr. 

14.7 UVPG a.F. (Bau eines Schienenweges von Eisenbahnen) eine Umweltverträg

lichkeitsprüfung durchgeführt. 

Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UVPG besteht in Fällen, in denen – wie vorliegend – 

ein Vorhaben geändert wird, für das eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchge

führt worden ist, für das Änderungsvorhaben dann eine UVP-Pflicht, wenn die all-

gemeine Vorprüfung ergibt, dass die Änderung zusätzliche erhebliche nachteilige 

oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann. 
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Vorliegend hat die Vorhabenträgerin – ohne vorherige allgemeine Vorprüfung –  eine 

freiwillige Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 7 Abs. 3 i.V.m. § 9 Abs. 1 S. 2, 

Abs. 4 UVPG durchgeführt. 

Die Umweltauswirkungen der Planänderung sind gesamtbetrachtend als gering ein

zustufen, da die vorgesehenen Änderungen gegenüber der Ursprungsplanung keine 

wesentlich geänderten Umweltauswirkungen zur Folge haben. Insoweit wird hin

sichtlich der Umweltauswirkungen der vorgesehenen Planänderung auf die im Plan

feststellungsbeschluss vom 30.06.2022 getroffenen Ausführungen zur Umweltver

träglichkeitsprüfung unter Ziffer B.III. vollinhaltlich Bezug genommen. 

Durch die Planänderung ergeben sich lediglich zusätzliche Auswirkungen auf ein

zelne Umweltschutzgüter:  

Zauneidechse  

Durch die notwendige Anpassung des geplanten Maststandortes zwischen Sielmin

gen und Neuhausen ergibt sich eine Betroffenheit der im Ausgangsverfahren fest

gesetzten Ausgleichsfläche F1 der Zauneidechse: es wird eine Fläche von ca. 25 m² 

der für die Zauneidechse geplanten Ausgleichsfläche überplant. 

Zudem führt die notwendige Erweiterung der Flächeninanspruchnahme zur Errich

tung des GSM-Funkmastes südlich angrenzend an die projektierte Trasse im Be

reich Ortsausgang Bernhausen zu weiteren Eingriffen in bisher nicht genutzte Flä

chen. Die Erweiterung der Flächeninanspruchnahme beinhaltet neben ca. 20 m² 

Ackerfläche, welcher keine Eignung als Habitatfläche für die Zauneidechse zu

kommt, weitere 330 m² einer mit Obstbäumen bestandenen Fettwiese. Die Wiesen

fläche bietet in sehr geringem Ausmaß Versteck- und Sonnstrukturen, weshalb ihr 

lediglich eine geringe Habitateignung zuzusprechen ist. Hiervon werden ca. 150 m² 

dauerhaft und ca. 180 m² temporär für die Nutzung als Kranstellfläche in Anspruch 

genommen. Insgesamt gehen somit ca. 175 m² Habitatfläche der Zauneidechse 
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dauerhaft verloren. Auf Grund der Tatsache, dass die Kranstellfläche lediglich tem

porär genutzt wird und sehr geringe Habitateignung aufweist, wird der Verlust unter 

Berücksichtigung eines reduzierten Flächenansatzes ausgeglichen. Zugleich wer

den ca. 215 m² im Bereich Ortsausgang Bernhausen als Ausgleichsfläche für die 

Zauneidechse gesichert. Somit beläuft sich die Gesamtsumme an herzustellender 

Habitatfläche auf ca. 20.000 m² (vgl. saP, S. 49). 

Die Individuen der Zauneidechse sind im Bereich der geplanten Erweiterung der Flä

cheninanspruchnahme am Ortsausgang Bernhausen für den Funkmast vorgezogen 

zur geplanten Erschließung mittels Eidechsenangel oder Handfang abzufangen und 

in die angrenzenden Habitatflächen umzusetzen. Beim Aussetzen wird darauf ge

achtet, die Tiere, soweit möglich, paarweise an geeigneten und schutzbietenden 

Strukturen auf die Fläche zu entlassen (vgl. erweiterte VsaP9). Der Fang der Zau

neidechse im Rahmen der Erweiterung der Maßnahme VsaP9 dient der Vermeidung 

der Tötung von Individuen bzw. dem kontinuierlichen Erhalt der lokalen Population 

während und nach der Bauphase.  Im Bereich des geplanten Maststandortes Bern

hausen ist ein zusätzlicher Reptilienschutzzaun zu installieren, um die benötigten 

Bauflächen von den angrenzenden Habitaten abzutrennen und eine Einwanderung 

bzw. Rückwanderung der Zauneidechsen in das Baufeld zu vermeiden (vgl. erwei

terte VsaP10). 

Geschützte Biotope  

Der künftige GMS-Funkmaststandort östlich des Siedlungsrandes von Bernhausen 

befindet sich außerdem in einer als gesetzlich geschütztes Biotop geltenden Streu

obstbestandsfläche (Gesamtfläche 2.850 m², 24 Bäume). Der Streuobstbestand ist 

von mittlerem Bewertungszustand. Für den neuen GMS-Funkmasten am östlichen 

Siedlungsrand von Bernhausen müssen drei Obstbäume innerhalb einer als gesetz

lich geschütztes Biotop geltenden Streuobstbestandsfläche gerodet werden. Zu

dem wird durch das Änderungsvorhaben der temporäre Verlust von 
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Biotopstrukturen (Streuobstbestand) von 222 m² als Kranaufstellfläche bewirkt. 

Dauerhaft gehen zusätzlich 327 m² Streuobstbestand durch das Änderungsvorha

ben verloren.  

Die Randlage des Maststandortes auf dem Flurstück in Bernhausen gewährleistet 

einen geringstmöglichen Eingriff in den Streuobstbestand. Zudem wird die für den 

Maststandort benötigte und aufgrund der Einstufung als kritische Infrastruktur zu 

umzäunende Fläche derart aufgewertet, dass sie den geschützten Zauneidechsen 

als Habitat dient (vgl. Unterlage 28.12 neu4 Ziff. 2.6). 

Durch das Änderungsvorhaben werden auch Biotope mittlerer Bedeutung (grasrei

che ausdauernde Ruderalvegetation) von rund 505m² dauerhaft in Anspruch ge

nommen. Zugleich ergibt sich durch das Änderungsvorhaben aber auch eine Verrin

gerung des Eingriffs in die Biotopstruktur der naturraum-/od. standortfremden He

cken von 265 m². Biotope geringer Bedeutung (Grasweg) werden geringfügig 

(22m²) dauerhaft beansprucht.  

Zur Aufwertung der Flächen am GMS-Standort in Bernhausen wird der in Anspruch 

genommene Streuobstwiesenbestand durch Pflanzung von 6 neuen Obstbäumen 

auf den dauerhaften Anlagenflächen und dem temporären Kranstellplatz wieder 

hergestellt und gegenüber dem heutigen Zustand um 3 zusätzliche Obstbäume auf

gewertet. Zudem ist als Ausgleich für die im Bereich des GSM-Funkmasts in An

spruch genommene Streuobstwiese die Aufwertung einer bestehenden Streuobst

wiese vorgesehen (vgl. neue Maßnahme A 2). 

Bäume 

Aufgrund der Planänderung im Umfeld des Zugangs zur S-Bahn-Haltestelle Siel

mingen können sechs Ersatzpflanzungen von Bäumen wegen geänderter Verkehrs

anlagenplanung der Stadt Filderstadt nicht mehr realisiert werden. Die Bäume sol

len stattdessen südlich der S-Bahnhaltestelle Sielmingen und südlich des dort 
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verlaufenden Geh- und Radweges auf einer Fläche im Eigentum der Stadt Filder

stadt in entsprechend herzustellenden Baumbeeten gepflanzt werden. Zudem wa

ren entlang der Landesstraße nordöstlich von Sielmingen fünf Ersatzpflanzungen 

von Bäumen vorgesehen. Aufgrund von Leitungen, die dort im Seitenraum der 

Straße verlaufen, können diese Bäume dort nicht gepflanzt werden. Alternative 

Standorte sind nicht vorhanden, weshalb die Bäume über Ökopunkte ausgeglichen 

werden. 

Fläche und Boden  

Das Änderungsvorhaben hat auch bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkun

gen auf das Schutzgut Boden. Baubedingt findet eine Bodenverdichtung von zu

sätzlichen 222 m² statt. Zudem erhöht sich der Verlust von Böden durch Überbau

ung und Teilversiegelung durch das Änderungsvorhaben um 755 m². Landwirt

schaftliche Flächen werden dauerhaft zusätzlich im Umfang von 115 m² für den 

Funkmast am Ortsrand von Bernhausen in Anspruch genommen. Bauzeitlich kommt 

es zu keiner zusätzlichen Beeinträchtigung von Ackerland. 

Zum Schutz des Bodens sind im LBP verschiedene Vermeidungs- und Verminde-

rungsmaßnahmen, insbesondere eine bodenkundliche Baubegleitung während der 

Bauphase und bodenfunktionale Wiederherstellungsmaßnahmen nach Beendigung 

der Bauphase (Maßnahmen Vsü und VB) vorgesehen. Diese gelten für sämtliche 

durch das Vorhaben und das Änderungsvorhaben betroffenen Flächen und Böden. 

Zur vollständigen Kompensation für den zusätzlichen Verlust von Boden wird die 

Ersatzmaßnahmen E1 Fischaufstiegstreppen an der Lauter mit weiteren 30.508 Öko-

punkten angerechnet. 

Die mit dem Änderungsvorhaben verbundenen Auswirkungen wurden umfassend 

ermittelt, beschrieben und bewertet und werden durch das in Abstimmung mit den 

Umweltfachbehörden planfestgestellte Regime an Vermeidungs-, Minimierungs- 

und Schutzmaßnahmen und die landschaftspflegerischen Begleitmaßnahmen auf 
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ein vertretbares Maß begrenzt. Die Eingriffe in Natur und Landschaft können mit den 

vorgesehenen Maßnahmen ausreichend kompensiert werden. Unter Berücksichti

gung der genannten Maßnahmen ist bei dem Änderungsvorhaben in wertender Be

trachtung eine wirksame Umweltvorsorge im Sinne des § 3 UVPG nach Maßgabe 

der geltenden Gesetze getroffen worden.  

Zusammenfassend stehen daher die eintretenden Auswirkungen einer Zulassung 

des Änderungsvorhabens nicht entgegen.   
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IV. Rechtliche Würdigung 

Gemäß §§ 18d, 38 Abs. 9 S. 2 AEG i.V.m. § 76 Abs. 1 LVwVfG bedarf die Änderung 

des Vorhabens der Vorhabenträgerin der Planfeststellung. Im Rahmen der Abwä

gung wurden die von dem Änderungsvorhaben berührten öffentlichen und privaten 

Belange von der Planfeststellungsbehörde geprüft und bewertet. Die eingehende 

Prüfung kommt zum Ergebnis, dass die für die Planänderung des Vorhabens erfor

derlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

1. Planrechtfertigung 

Für die Verlängerung der S-Bahn von Filderstadt-Bernhausen nach Neuhausen auf 

den Fildern gibt es einen bestandskräftigen Planfeststellungsbeschluss. Die Plan

rechtfertigung für die Verlängerung der S-Bahnstrecke wurde damit bestandskräftig 

festgestellt. 

Auch das durch diesen Bescheid geänderte Vorhaben genügt dem Gebot der Plan

rechtfertigung. Es entspricht den Zielsetzungen der eisenbahnrechtlichen Vor

schriften, einen sicheren Betrieb der Eisenbahn und insbesondere ein attraktives 

Verkehrsangebot auf der Schiene zu gewährleisten, und wird durch einen konkreten 

Bedarf getragen. Die dem Ausgangsbescheid zu Grunde liegenden Zielsetzungen 

werden durch die Änderungen nicht berührt.  

Die Anpassung der Führungen der Fahrbahn in Bernhausen und im Umfeld der S-

Bahnhaltestelle Sielmingen sind notwendig, um den Planungswillen der Gemeinden 

gemäß den Bebauungsplänen „Östliche Karlstraße“ und „S-Bahn-Haltepunkt Siel

mingen zu ermöglichen.  

Die zusätzlichen Funkmaste in Bernhausen und am Bahnhof Neuhausen sowie die 

Änderung des Funkmaststandortes in „Neuhausen-West“ sind zwingend für eine re

dundante Funkabdeckung entlang der S-Bahnstrecke, um die Zugsicherungstech

nik dem neuen Standard ETCS (European Train Control System) anzupassen. Zur 
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Verwirklichung des Zugsicherungssystems ETCS sind die Betriebsgebäude am 

Bahnhof Neuhausen anzupassen.  

Die zusätzlichen Schutzplanken an den Böschungsoberkanten am Ortsende von 

Bernhausen ab km 28+700, nach der Haltestelle Sielmingen ab km 30+030 und bei 

der Straßenunterfahrung bei km 30+450 dienen der Absturzsicherung. Die Anpas

sungen an den Regenrückhaltebecken dienen der Planungsverwirklichung, um die 

im Zuge der vertieften Leitungsplanung im Rahmen der Bauausführung bestehen

den Hindernisse zu bewältigen.  

Die Weichenänderung am Bahnhof Neuhausen dient der Ermöglichung der höheren 

Streckenbelastung.  

Die Änderungen schränken weder die Funktion noch die Kapazität des ursprüngli

chen Vorhabens ein und stellen keine tatsächlichen Hindernisse für die Verwirkli

chung des Gesamtprojektes dar. Vielmehr sind sie aufgrund Änderungen der tat

sächlichen Verhältnisse und/oder aus Verkehrssicherheitsgründen erforderlich, um 

das Gesamtprojekt wie geplant umsetzen zu können.   
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2. Variantenabwägung  

Die Planfeststellungsbehörde hat geprüft, ob es bessere Alternativen gibt, um die 

Planungsziele der Planänderungen zu erreichen. Aufgrund der räumlichen Rahmen

bedingungen können die geplanten Änderungen nur in der beantragten Variante 

durchgeführt werden. Insbesondere stellt sich der Standort für den zusätzlichen 

GMS-Funkmast am Ortrand Bernhausen faktisch alternativlos dar. Es besteht eine 

enge technische Abhängigkeit zwischen der Gleistrasse und dem Funkmast. Um die 

Strecke mit einem Funksignal ausleuchten zu können, ist es zwingend, dass die zu

gehörigen Funkmaste sehr nahe an der Trasse stehen. Es ist aus baulichen Gründen 

nicht möglich, den Mast noch näher an die Trasse heranzuschieben, daher ist der 

Standort am dichtesten zur Trasse gelegenen verfügbaren Ort auf den Flurstücken 

911 und 913 geplant.  

Weitere geeignete Varianten, die möglich sind und die Ziele der Vorhabenträgerin in 

gleicher Weise zu erreichen geeignet sind, kommen auch aus Sicht der Planfeststel

lungsbehörde nicht ernsthaft in Betracht. Daher war auch eine vertiefte Varianten

untersuchung durch die Vorhabenträgerin entbehrlich. Denn Varianten sind nach 

der Rechtsprechung des BVerwG nur dann durch Einstellung mit der ihnen zukom

menden Bedeutung in die vergleichende Prüfung der von den möglichen Alternati

ven berührten öffentlichen und privaten Belange zu berücksichtigen, wenn sie 

ernsthaft in Betracht kommen (vgl. BVerwG, Urteil vom 21. Januar 2016 – 4 A 5/14, 

juris Rn. 168). 
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3. Vereinbarkeit des Vorhabens mit den betroffenen öffentlichen und privaten 

Belangen 

Die Planänderung ist mit den öffentlichen und privaten Belangen vereinbar. Sie ver

stößt unter Berücksichtigung der Nebenbestimmungen (unter A.III.) und der Zusa

gen (unter A.IV.) gegen kein zwingendes Recht und beruht auf einer Abwägung der 

betroffenen öffentlichen und privaten Belange. 

3.1. Immissionsschutz 

Das Vorhaben ist mit den Belangen des Immissionsschutzes vereinbar. 

3.1.1. Lärmimmissionen 

Die Änderung der Planung löst keine zusätzlichen Lärmbetroffenheiten aus, so dass 

neben den im Ausgangsbeschluss festgesetzten Maßnahmen zum Lärmschutz 

keine weiteren Maßnahmen erforderlich sind. 

3.1.2. Erschütterungen 

Die Änderung der Planung führt zu keinen zusätzlichen Erschütterungen. Neben 

den im Ausgangsbeschluss festgesetzten Maßnahmen zum Schutz vor Erschütte

rungen sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

3.1.3. Luftschadstoffe 

Die Änderung der Planung verursacht keine zusätzlichen Luftschadstoffe. Neben 

den im Ausgangsbeschluss festgesetzten Maßnahmen zum Schutz vor Luftschad

stoffen sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

3.1.4. Elektromagnetische Verträglichkeit 

Die Planänderung sieht die zusätzliche Errichtung von 2 GMS-Funkmasten im Be

reich Bernhausen und Neuhausen Bahnhof, sowie die Änderung des Maststandortes 
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im Bereich Neuhausen-West vor (vgl. hierzu B.I).  Nach § 3 Abs. 2 der 26. BImSchV 

sind zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen Niederfrequenzanlagen, die 

nach dem 22.08.2013 errichtet werden, so zu errichten und zu betreiben, dass sie 

bei höchster betrieblicher Anlagenauslastung in ihrem Einwirkungsbereich an Or

ten, die zum nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, 

die im Anhang 1a genannten Grenzwerte nicht überschreiten, wobei Niederfre

quenzanlagen mit einer Frequenz von 50 Hertz die Hälfte des in Anhang 1a genann

ten Grenzwertes der magnetischen Flussdichte nicht überschreiten dürfen. Nach 

Abs. 3 sind bei der Ermittlung der elektrischen Feldstärke und der magnetischen 

Flussdichte alle Immissionen zu berücksichtigen, die durch andere Niederfrequenz

anlagen sowie durch ortsfeste Hochfrequenzanlagen mit Frequenzen zwischen 9 

Kilohertz und 10 Megahertz, die einer Standortbescheinigung nach §§ 4 und 5 der 

Verordnung über das Nachweisverfahren zur Begrenzung elektromagnetischer Fel

der bedürfen, gemäß Anhang 2a der 26. BImSchV entstehen. 

Die Standorteignung wurde auf Grundlage der Verordnung über das Nachweisver

fahren zur Begrenzung elektromagnetischer Felder (BEMFV) von der Bundesnetza

gentur in Form von Standortbescheinigungen vom 21.02.2025 bzw. 11.03.2025 erteilt 

(vgl. Unterlage 10.3.4neu4, Unterlage 10.3.5neu5, Unterlage 10.3.6neu4). Somit ist 

der Nachweis des Schutzes von Personen in den durch den Betrieb von ortsfesten 

Funkanlagen entstehenden elektromagnetischen Feldern gewährleistet. 

3.2. Natur und Landschaft 

Die vorliegende Planung verletzt keine naturschutzrechtlichen Vorschriften. Das 

planfestgestellte Änderungsvorhaben stellt einen naturschutzrechtlich relevanten 

Eingriff dar. Soweit nicht vermeidbare Beeinträchtigungen verbleiben, können diese 

durch ergänzende Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kompensiert werden. Dem 

speziellen Artenschutz nach §§ 44 ff. BNatSchG wird angemessen Rechnung getra

gen. Die für die Verwirklichung des Änderungsvorhabens erforderliche 
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artenschutzrechtliche Ausnahme nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 BArtSchV vom Verbot des 

§ 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BArtSchV betreffend die Umsiedlung von Zauneidechsen wird 

erteilt.  

3.2.1. Eingriff in Natur und Landschaft 

Nach § 13 BNatSchG sind erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 

vom Verursacher dieser Beeinträchtigungen vorrangig zu vermeiden. Nicht vermeid

bare erhebliche Beeinträchtigungen sind durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 

oder, soweit dies nicht möglich ist, durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung liegt nach § 14 Abs. 1 BNatSchG bei solchen Ein

griffen in die Natur und Landschaft vor, bei denen durch Veränderungen der Gestalt, 

der Nutzung von Grundflächen oder der Veränderungen des mit der belebten Bo

denschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels die Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder des Landschaftsbilds erheblich beein

trächtigt werden können. 

Gemäß § 15 Abs. 1 BNatSchG ist der Verursacher verpflichtet, vermeidbare Beein

trächtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Das Vermeidungsgebot ist 

striktes Recht. Als vermeidbar ist eine Beeinträchtigung anzusehen, wenn das nach 

dem Fachrecht zulässige Vorhaben an der vorgesehenen Stelle ohne oder mit ge

ringeren Beeinträchtigungen unter verhältnismäßigem Mitteleinsatz verwirklicht 

werden kann. Nicht zu vermeidende Beeinträchtigungen sind auf das erforderliche 

Maß zu reduzieren. Dieses „Minimierungsgebot" gilt jedoch nicht absolut. Es ist kein 

Planungsleitsatz, sondern ein in der Abwägung überwindbares Gebot. Als Optimie

rungsgebot ist vielmehr eine möglichst weitgehende Minimierung des Eingriffs un

ter Wahrung der Ziele und Konzepte des Vorhabens anzustreben (BVerwG, Urteil 

vom 21.08.1990, 4 B 104.90). 
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Die geplanten Vermeidungs- und Minimierungs- bzw. Gestaltungsmaßnahmen, so

wie Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind im LBP und der saP nebst Plausibilisie

rung ausführlich dargestellt (vgl. Anlage 27.1neu4, Anlage 28.1neu4 bis 28.12 neu4). 

Die verbleibenden unvermeidbaren Beeinträchtigungen können durch die vorgese

henen landschaftspflegerischen Maßnahmen (Ausgleichs-, FCS- und Ersatzmaß

nahmen) kompensiert werden, (vgl. Anlage 28.1 neu4, Anlage 27.1 neu4, Anlage 26.1 

neu5). Die im LBP festgesetzten Vermeidungs- und Verminderungsmaß-nahmen so

wie die im LBP festgesetzten Ausgleichs-, FCS- und Ersatzmaßnahmen werden 

nachfolgend im Einzelnen dargestellt. 

3.2.2. Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen  

Die schutzgutübergreifenden Verhinderungs- und Verminderungsmaßnahmen 

(Vsü) der Ausgangsentscheidung entfalten auch für die Änderungsplanung ihre 

Geltung.  

Die zum Schutz vor Schädigung in der Bauphase besonderen Vorkehrungen von 

Einzelbäumen und weiteren wertvollen Biotopstrukturen (V1.1 und V1.2) müssen in

soweit angepasst werden als dass im Rahmen der Änderung die Rodung von drei 

Bäumen im Bereich des Standortes des neuen GMS-Funkmastes in Bernhausen er

forderlich ist. Die Wiederherstellung der Biotopstrukturen im Baufeld (V2) muss 

ebenfalls entsprechend angepasst werden.  

Durch die geplante neue Führung der Fahrbahn sowie Geh- und Radweg im Bereich 

Bernhausen ist eine Verkleinerung der Maßnahme V3 (Begrünung Bankette und 

Straßenbereiche) und entsprechender Anpassung der Eingriffs-Ausgleichsbilanz 

erforderlich (vgl. Unterlage 28.5 neu4 und 28.6 neu4).  

Die Planänderung des zusätzlichen GMS-Funkmastes in Bernhausen führt zu Neu

eingriffen für die Schutzgüter Pflanzen, Tiere und Boden. Die begrünbaren Flächen 

um den Funkmast werden zur Verminderung der Eingriffe als Magerrasen mit 
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mesophytischer Saumvegetation und grasreicher, ausdauernder Ruderalvegetation 

angelegt (V4.1). Diese Fläche soll als Habitatfläche insbesondere für die Zau

neidechse entwickelt werden. 

Durch die Umplanung des Funkmaststandortes „Neuhausen-West“ ergibt sich eine 

Verkleinerung der Maßnahme V4.1 (Magerrasen mit mesophytischer Saumvegeta

tion und grasreicher, ausdauernder Ruderalvegetation). Damit geht auch eine Ver

kleinerung des dort geplanten Eidechsenhabitats einher. Der Ausgleich für die Zau

neidechse erfolgt dadurch, dass die begrünbaren Flächen um den neu zu errichten

den Funkmast Bernhausen als Magerrasen mit mesophytischer Saumvegetation und 

grasreicher, ausdauernder Ruderalvegetation angelegt werden.  

Die Maßnahme V3 (Begrünung von Banketten und Straßenrandbereichen) wurde für 

die Bereiche an der Bahnhofstraße Sielmingen und für die Begrünung der nördlichen 

Abstandsfläche am Betriebsgebäude und Stellwerksgebäude Bahnhof Neuhausen 

und am GSM-Funkmast Bahnhof Neuhausen angepasst.  

Im Bereich der Vorhaltefläche Spielplatz Stadt Filderstadt wurde mit V4.3 (Grünflä

che) eine neue Maßnahme eingeführt, der gegenüber der dort bisher geplanten 

Maßnahme V3 (Begrünung Bankette und Straßenbereiche) ein geringerer Bio

topwert zugeordnet wurde. 

3.2.3. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Durch die Planänderungen kommt es zu einer zusätzlichen bau- und anlagenbe

dingten Betroffenheit von Biotopstrukturen (vgl. hierzu ausführlich B.IV.3.2.4).  

Durch die Planänderung an der Grundstückszufahrt und Gehweg in Sielmingen kön

nen elf Bäume der Maßnahme A1 nicht wie vorgesehen gepflanzt werden. Sechs der 

11 Bäume werden künftig südlich der S-Bahnhaltestelle Sielmingen und südlich des 

dort verlaufenden Geh- und Radweges auf einer Fläche im Eigentum der Stadt Fil

derstadt in entsprechend herzustellenden Baumbeeten gepflanzt (vgl. Maßnahme 
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A1). Zudem waren entlang der Landesstraße nordöstlich von Sielmingen fünf Ersatz-

pflanzungen von Bäumen vorgesehen. Aufgrund von Leitungen, die dort im Seiten-

raum der Straße verlaufen, können diese Bäume dort nicht gepflanzt werden. Al-

ternative Standorte sind nicht vorhanden, weshalb die Bäume über Ökopunkte aus

geglichen werden. 

Zur Aufwertung der Flächen am GMS-Standort in Bernhausen wird der in Anspruch 

genommene Streuobstwiesenbestand durch Pflanzung von 6 neuen Obstbäumen 

auf den dauerhaften Anlagenflächen und dem temporären Kranstellplatz wieder 

hergestellt und gegenüber dem heutigen Zustand um 3 zusätzliche Obstbäume auf

gewertet (vgl. Maßnahme A1). Zudem ist als Ausgleich für die im Bereich des GSM-

Funkmasts in Anspruch genommene Streuobstwiese die Aufwertung einer beste

henden Streuobstwiese vorgesehen (vgl. neue Maßnahme A 2): die Maßnahme sieht 

ein anzupassendes Pflege- und Mahdregime und die Pflanzung eines zusätzlichen 

Obstbaumes vor und dient dem Ausgleich der im Bereich des GSM-Funkmasts in 

Anspruch genommenen Streuobstwiese. 

Um die zusätzlichen Eingriffe durch das Änderungsvorhaben in die Schutzgüter Bo

den und Landwirtschaft auszugleichen, wurde die Maßnahme E1 „Fischaufstiegsan

lagen in der Lauter“ um weitere  30.508 Ökopunkte (Gesamtanrechnung 79.975 

Ökopunkte) angerechnet.  Nach Abzug dieser Ökopunkte und auch für andere Vor

haben bereits verbuchte Punkte verbleiben damit noch 88.628 Ökopunkte der Maß

nahme im Ökokonto. 

3.2.4. Schutzgebiete und geschützte Biotope 

Der künftige GMS-Funkmaststandort östlich des Siedlungsrandes von Bernhausen 

befindet sich in einer als gesetzlich geschütztes Biotop geltenden Streuobstbe

standsfläche (Gesamtfläche 2.850 m², 24 Bäume). Der Streuobstbestand ist von 

mittlerem Bewertungszustand. Die für das Planänderungsvorhaben zugunsten des 
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Funkmaststandorts nun zu erwerbende Fläche, die dem Streuobstbestand zuzu

rechnen ist, beträgt für die Flurstücke 913 und 911 dabei 352 m². Dies entspricht 

12,2% der Fläche. Von einer Rodung betroffen sind nur drei der insgesamt 24 Bäume, 

dies entspricht etwa 12,5 % des Gesamtbestandes. Baubedingt wird durch das Än

derungsvorhaben der temporäre Verlust von Biotopstrukturen (Streuobstbestand) 

von zusätzlichen 222 m² als Kranaufstellfläche bewirkt. Dauerhaft gehen 327 m² 

Streuobstbestand durch das Änderungsvorhaben verloren. 

Für die Umsetzung der Maßnahme wird gemäß § 30 Abs. 3 BNatSchG, § 33 a Abs. 2 

NatSchG eine Ausnahme von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG mit Einver

nehmen der unteren Naturschutzbehörde des Landratsamtes Esslingen erteilt. Die 

zur Streuobstumwandlung eingereichten Unterlagen begründen aufgrund der Orts

gebundenheit und damit dem Fehlen von Standortalternativen für den zu erstellen

den Funkmast in besonderem Maße ein öffentliches Interesse an der Umwandlung 

des mittelwertigen Streuobstbestandes. 

Die durch die Maßnahme entstehenden Beeinträchtigungen werden ausgeglichen 

(vgl. hierzu Unterlagen 28.10neu4, 28.11neu4, 28.12neu4). Eine Beeinträchtigung ist 

ausgeglichen, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaus

halts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind. Erforderlich ist die Herstellung 

eines Biotops desselben Typs, das im Hinblick auf die standörtlichen Gegebenhei

ten und die Flächenausdehnung mit dem zerstörten oder beeinträchtigten Biotop im 

Wesentlichen übereinstimmt (VGH Mannheim NVwZ-RR 1999, 497). 

Zur Aufwertung der Flächen am GMS-Standort in Bernhausen wird der in Anspruch 

genommene Streuobstwiesenbestand durch Pflanzung von 6 neuen Obstbäumen 

auf den dauerhaften Anlagenflächen und dem temporären Kranstellplatz wieder 

hergestellt und gegenüber dem heutigen Zustand um 3 zusätzliche Obstbäume auf

gewertet (vgl. Maßnahme A1, A2). Zudem ist als Ausgleich für die im Bereich des 
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GSM-Funkmasts in Anspruch genommene Streuobstwiese die Aufwertung einer be

stehenden Streuobstwiese vorgesehen (vgl. neue Maßnahme A 2). 

Das wesentliche Übereinstimmen des Ausgleichs mit dem Eingriff wird durch die in 

diesem Bereich des Vorhabens zuständige untere Naturschutzbehörde des Land

ratsamtes Esslingen mit Schreiben vom 08.04.2026 bestätigt. 

3.2.5. Artenschutz 

Bei der Zulassung des Änderungsvorhabens wurden auch die speziellen Arten

schutzbestimmungen der §§ 44 ff. BNatSchG beachtet. Die Vorschriften des Arten

schutzrechts dienen dem Schutz und der Pflege speziell geschützter wildlebender 

Tier- und Pflanzenarten. Besondere Bedeutung kommt den Verbotsbestimmungen 

des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu. Unter die in §§ 44, 7 Abs. 2 Nr. 13 f. BNatSchG genann

ten besonders oder streng geschützten Arten fallen insbesondere die streng ge

schützten Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie die in Europa heimischen 

wildlebenden Vogelarten i.S.v. Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie. Im Rahmen der Um

weltbetrachtung fanden spezielle artenschutzrechtliche Untersuchungen im Plan

gebiet statt (vgl. Unterlage 27.1neu4). Hierbei wurde insbesondere geprüft, ob Ver

botstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllt sind. 

Im Einwirkungsbereich des Änderungsvorhabens sind keine geschützten Pflanzen

arten und lediglich die Zauneidechse als geschützte Tierart betroffen. 

Durch die geänderte Planung kommt es zu zwei Betroffenheiten: zum einen im Be

reich westlich des TKE-Betriebsgeländes zwischen Sielmingen und Neuhausen 

durch die dort geplante Anpassung des Maststandortes bzw. die Anpassung der 

Ausgestaltung dessen: durch diese Anpassung ergibt sich eine Überplanung einer 

Fläche von ca. 25 m², die in der saP als Ausgleichsfläche F1 (bzw. als FCS1 im LBP) 

für Zauneidechse vorgesehen war. 
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Zudem wird die Flächeninanspruchnahme im Bereich des geplanten Maststandor

tes Ortsausgang Bernhausen um ca. 350 m² ausgeweitet. Die Erweiterung der Flä

cheninanspruchnahme beinhalten neben ca. 20 m² Ackerfläche, welcher keine Eig

nung als Habitatfläche für die Zauneidechse darstellt, weitere 330 m² einer mit 

Obstbäumen bestandenen Fettwiese. Die Wiesenfläche bietet in sehr geringem Aus

maß Versteck- und Sonnstrukturen, weshalb ihr lediglich eine geringe Habitateig

nung zuzusprechen ist. Hiervon werden ca. 150 m² dauerhaft und ca. 180 m² tempo

rär für die Nutzung als Kranstellfläche in Anspruch genommen. Auf Grund der Tat

sache, dass die Kranstellfläche lediglich temporär genutzt wird und sehr geringe 

Habitateignung aufweist, sehen die Planunterlagen für den Verlust der temporären 

Flächeninanspruchnahme einen reduzierten Flächenansatz vor. 

Insgesamt gehen somit ca. 175 m² Habitatfläche der Zauneidechse dauerhaft zu

sätzlich verloren. Die damit ermittelte Gesamtsumme an herzustellender Habitatflä

che auf ca. 20.000 m² statt bisher ca. 19.800 m² (vgl. Maßnahme F1, saP). Als Aus

gleich für den zusätzlichen Flächenbedarf sehen die Planunterlagen für das Ände

rungsvorhaben eine ca. 215 m² große Habitatfläche für die Zauneidechse im Bereich 

Ortsausgang Bernhausen vor (vgl. Maßnahme F1, saP). Insgesamt werden statt bis

her ca.19.800 m² Habitatfläche für die Zauneidechse sogar 25.417 m² Fläche aufge

wertet (vgl. Maßnahme FCS 1, LBP). 

Um ein eine Einwanderung bzw. Rückwanderung der Zauneidechsen in das Baufeld 

zu vermeiden, ist die Installation eines zusätzlichen Reptilienschutzzauns im Be

reich des geplanten Maststandortes am östlichen Ortsrand von Bernhausen vorge

sehen (vgl. Maßnahme Vsap10). 

Für das Gesamtvorhaben ist im Rahmen der Maßnahme Vsap 8 bereits eine aktive 

Umsiedlung von Zauneidechsen beantragt und genehmigt worden (vgl. Ausgangs

beschluss B.IV. 3.2.3.8). 
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Zur Vermeidung von Individuenverlusten der Zauneidechse während der Durchfüh

rung der Baumaßnahmen sind die Zauneidechsen in die angrenzenden Habitatflä

chen zu vergrämen (vgl. Maßnahme VsaP9). 

Die Individuen der Zauneidechse im Bereich der geplanten Erweiterung der Flächen

inanspruchnahme am Ortsausgang Bernhausen sind vorgezogen zur geplanten Er

schließung mittels Eidechsenangel oder Handfang abzufangen und in die angren

zenden Habitatflächen umzusetzen (Erweiterung der Maßnahme VsaP9). Dies erfor

dert eine Ausnahme nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 BArtSchV. Die Voraussetzungen dafür 

liegen vor, so dass die erforderliche Ausnahme in Abstimmung mit der höheren Na

turschutzbehörde erteilt werden kann. Nach § 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BArtSchV ist es 

verboten, wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten u. a. mit Schlingen 

nachzustellen, sie anzulocken, zu fangen oder zu töten. Die Vorhabenträgerin hat 

eine Ausnahme gem. § 4 Abs. 3 Nr. 2 BArtSchV am 13.11.2025 beantragt (vgl. Unter

lage 27.1 neu4 Ziff. 8.4, S. 58). Die Ausnahme wurde von der Höheren Naturschutz

behörde beim RPS mit Stellungnahme vom 01.04.2026 nach Abwägung der betroffe

nen Belange befürwortet. Nach Überzeugung der Höheren Naturschutzbehörde ist 

die Ausnahme den Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 Nr. 2 BArtSchV entsprechend 

zum Schutz der heimischen Tier- und Pflanzenwelt erforderlich. Der Fang der Ei

dechsen dient der Vermeidung der Tötung von Individuen und trägt damit zum Ar

tenschutz bei. 

3.3. Forstwirtschaft 

Belange der Forstwirtschaft werden durch das Änderungsvorhaben nicht berührt. 

3.4. Landwirtschaft, landwirtschaftliches Wegenetz, Flurbereinigung 

Die planfestgestellte Maßnahme trägt den öffentlichen Belangen der Landwirt

schaft sowie privater landwirtschaftlicher Belange angemessen Rechnung. 
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Durch das Änderungsvorhaben kommt es zwar zu anlagenbedingtem Mehrversie

gelung von 222m², wovon auch 115m² Ackerfläche betroffen sind. Baubedingt 

kommt es zu keiner zusätzlichen Beeinträchtigung von Ackerland. Der Verlust von 

landwirtschaftlichen Flächen durch das Änderungsvorhaben ist dabei als gering 

einzustufen und mit Blick auf die Bedeutung des Vorhabens hinzunehmen. 

Zur vollständigen Kompensation der Beeinträchtigungen durch das Änderungsvor

haben kann die Ersatzmaßnahme E1 Fischaufstiegstreppen an der Lauter, die zu

sätzlich mit 30.508 Ökopunkten angerechnet wird, herangezogen werden, so dass 

keine erheblichen Beeinträchtigungen verbleiben. 

3.5. Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

Den Belangen der Wasserwirtschaft und des Gewässerschutzes wird durch die an

tragsgegenständliche Planung hinreichend Rechnung getragen. Über das Aus

gangsvorhaben hinausgehende erhebliche negative Auswirkungen auf die Schutz

güter Grundwasser und Oberflächengewässer bestehen durch die Ergänzung des 

Ablaufs des Regenrückhaltebeckens (RRB) 3 nicht. 

3.6. Bodenschutz 

Das Änderungsvorhaben ist mit den Belangen des Bodenschutzes vereinbar. Die 

Planung entspricht den bodenschutzrechtlichen Vorgaben der §§ 1, 4, 7 BBodSchG. 

In Anbetracht der änderungsbedingten Versiegelung / Überbauung und der bau

zeitlichen Flächeninanspruchnahme für Baueinrichtungsflächen stellt das Vorha

ben einen Eingriff in das Schutzgut Boden und dessen Funktionen dar. 

Baubedingt findet durch das Änderungsvorhaben eine Bodenverdichtung von zu

sätzlichen 222 m² statt. Zudem erhöht sich der Verlust von Böden durch Überbau

ung und Teilversiegelung durch das Änderungsvorhaben um 755 m². In der UVS 

(vgl. Anlage 26.1 neu5) und im LBP (vgl. Anlage 28.1 neu4) sind die Eingriffe in das 

Schutzgut Boden umfassend und sachgerecht beschrieben. Die in der 
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Ausgangsentscheidung festgesetzten und fortbestehenden Nebenbestimmungen 

und Zusagen sowie die zum Schutz des Bodens im LBP zahlreichen vorgesehenen 

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen, insbesondere eine bodenkundliche 

Baubegleitung während der Bauphase und bodenfunktionale Wiederherstellungs

maßnahmen nach Beendigung der Bauphase (Maßnahmen Vsü und VB) sind geeig

net, um Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden auszuschließen. Zur vollstän

digen Kompensation der Beeinträchtigungen durch das Änderungsvorhaben kann 

die Ersatzmaßnahme E1 Fischaufstiegstreppen an der Lauter, die zusätzlich mit 

30.508 Ökopunkten angerechnet wird, herangezogen werden, so dass keine erheb

lichen Beeinträchtigungen verbleiben. 

3.7. Kommunale Belange 

Das Änderungsvorhaben ist mit kommunalen Belangen vereinbar. Insbesondere 

werden durch die Plananpassung des Knotenpunkt Nürtinger Straße / Karlstraße 

und des S-Bahn-Haltestellenumfelds in Sielmingen die Verwirklichung der Be

bauungspläne „Knotenpunkt Nürtinger Straße / Karlstraße“ und „S-Bahn-Halte

punkt Sielmingen“ als Ausfluss der kommunalen Planungshoheit ermöglicht. 

Von Seiten des Gemeinderats der Stadt Filderstadt wurde im Rahmen der Stellung

nahme vom 17.03.2026 vorgetragen, dass im Rahmen der Planänderung der An

schluss der Mercedesstraße an die Landstraße L1209 (Bereich Flurstück Nr. 705/2. 

707/2, 704, 705, 706) zu sichern sei, um in der Übergangsphase eine Entlastung des 

Ortsteils Sielmingen durch eine bessere Erschließung zu ermöglichen und die 

Grundstücksflächen entsprechend in den planfestgestellten Bereich aufzunehmen 

wären. 

Gegenstand der Planfeststellungsverfahrens können gemäß den Vorgaben des § 18 

Abs. 1 AEG nur Betriebsanlagen einer Eisenbahn sein. Die Zuordnung einer Fläche 

zu einer Bahnanlage richtet sich nach ihrer jeweiligen objektiven Funktion; dabei ist 
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§ 4 Abs. 1 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) für die Auslegung des 

Betriebsanlagenbegriffs auch in § 18 AEG maßgebend. Danach sind Bahnanlagen 

alle Grundstücke, Bauwerke und sonstigen Einrichtungen einer Eisenbahn, die unter 

Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse zur Abwicklung oder Sicherung des 

Reise- oder Güterverkehrs auf der Schiene erforderlich sind. Dazu gehören auch Ne

benbetriebsanlagen einer Eisenbahn. Gemeinsames Kriterium für die (objektive) Zu

gehörigkeit zur Bahnanlage ist damit unter Berücksichtigung der örtlichen Ver

kehrsverhältnisse die Eisenbahnbetriebsbezogenheit, d.h. die Verkehrsfunktion und 

der räumliche Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb (BVerwGE 102, 269, 272 ff, 

BVerwG, NVwZ 2015, 91 Rn. 13). Darüber hinaus können gemäß § 75 Abs. 1 S. 1 

LVwVfG nur solche Elemente in das Planfeststellungsverfahren aufgenommen wer

den, die zur umfassenden Problembewältigung im Zuge des Planvorhabens eine 

einheitliche Entscheidung auch über notwendige (Anpassungs-)Maßnahmen an an

deren Anlagen bedürfen (sog. notwendige Folgemaßnahmen). 

Da es sich bei beim Zweck der vom Gemeinderat der Stadt Filderstadt vorgetrage

nen Sicherung von Flurstücken weder um einen Teil des Vorhabens selbst noch um 

eine notwendige Folgemaßnahme handelt, ist die Sicherung zum Anschluss der 

Mercedesstraße nicht Verfahrensbestandteil.  

3.8. Öffentliches Baurecht  

Gegenstand des Änderungsvorhabens ist die Verkleinerung des Betriebsgebäudes, 

die Errichtung eines zusätzlichen Stellwerksgebäudes für einen Gleisfeldkonzent

rator im Bahnhof Neuhausen, die Errichtung eines zusätzlichen GSM-Funkmastes 

im Bahnhof Neuhausen und die Änderung des Funkmaststandorts „Neuhausen-

West“ sowie die Neuerrichtung eines weiteren GMS-Funkmastes im Bereich Bern

hausen. 
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Das geänderte Planvorhaben ist unter Beachtung der Planvorgaben mit den Belan

gen des öffentlichen Baurechts vereinbar. 

Betriebsgebäude und Stellwerksgebäude für GFK 

Die Lage des Betriebsgebäudes an der künftigen nördlichen Grundstücks grenze ist 

in Abweichung zu den Abstandsbestimmungen des § 5 LBO geplant. Gemäß § 5 

Absatz 7 LBO darf die Tiefe der Abstandsflächen von 2,50 m grundsätzlich nicht 

unterschritten werden. § 5 Absatz 2 LBO sieht vor, dass Abstandsflächen auch auf 

öffentlichen Verkehrsflächen liegen dürfen, bei beidseitig anbaubaren Flächen je

doch nur bis zu deren Mitte. Im konkreten Fall nimmt die erforderliche Abstandstiefe 

mehr als die Mitte der nördlich angrenzenden Verkehrsfläche (Feldweg) in An

spruch. Vorliegend ist die Baugenehmigung jedoch unter Zulassung einer geringe

ren Abstandstiefe gemäß § 6 Absatz 3 Nummer 2 LBO zu erteilen. Hiernach sind 

geringere Abstandstiefen zuzulassen, wenn die Beleuchtung mit Tageslicht sowie 

die Belüftung in ausreichendem Maße gewährleistet bleiben, Gründe des Brand

schutzes nicht entgegenstehen und nachbarliche Belange nicht erheblich beein

trächtigt werden.  In der Nordfassade des geplanten Gebäudes sind keine Öffnun

gen vorgesehen, so dass keine Bedenken hinsichtlich des Brandschutzes bestehen. 

Die Abstandsfläche liegt auch nicht auf den Grundstücken der nördlich angrenzen

den Privatgrundstücke. Zudem handelt es sich um eine atypische Grundstückssitu

ation, sodass die Voraussetzungen für die Zulassung einer geringeren Abstands

tiefe vorliegend in Abstimmung mit der unteren Baurechtsbehörde des LRA Esslin

gen gegeben sind.  

Der geplante Stellplatz ist für die vorgesehene Nutzung der beiden Betriebsge

bäude ausreichend. Betriebsgebäude mit Technik, Pausen- und Sanitärräumen sind 

unter den Richtzahlen zur Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und 

Infrastruktur über die Herstellung notwendiger Stellplätze (Verwaltungsvorschrift 

— VwV — Stellplätze), Anlage 1 nicht aufgeführt. Für Anlagen, die von den 
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Richtzahlen nicht erfasst sind, ist die Zahl der notwendigen Stellplätze nach den 

besonderen Umständen des Einzelfalls gegebenen falls in Anlehnung an die Richt

zahlen vergleichbarer Anlagen zu ermitteln. Bei einer vergleichbaren Anlage han

delt es sich um Lagerräume gemäß Nummer 9.2 der VwV Stellplätze. Hiernach ist 

ein Stellplatz je 120 m² Nutzfläche oder je drei Beschäftigte erforderlich. Die Ge

bäude haben zusammen eine Grundfläche von 145 m², so dass vorliegend in Ab

stimmung mit der unteren Baurechtsbehörde des LRA Esslingen abgerundet ein 

Stellplatz ausreichend ist. 

Betriebscontainer Funkmaststandort „Neuhausen-West“ 

Die Lage des Betriebscontainers am Standort Neuhausen-West an der östlichen 

Grundstücksgrenze ist in Abweichung zu den Abstandsbestimmungen des § 5 LBO 

geplant. Gemäß § 5 Absatz 7 LBO darf die Tiefe der Abstandsflächen von 2,50 m 

grundsätzlich nicht unterschritten werden. Dies ist aber vorliegend in Abstimmung 

mit der unteren Baurechtsbehörde des LRA Esslingen gemäß § 6 Abs. 3 Nr. 2 LBO 

zulässig. 

3.9. Verkehr 

Das Änderungsvorhaben ist mit den verkehrlichen Belangen vereinbar. 

3.10. Klima 

Das Änderungsvorhaben kann auch unter Berücksichtigung der Belange des Klima

schutzes und der Klimawandelanpassung antragsgemäß planfestgestellt werden. 

Zwar sind mit dem Änderungsvorhaben zusätzliche CO₂-Erminonen verbunden. 

Diese vermögen aber die Vereinbarkeit des Gesamtvorhabens mit den Zielen des 

KSG nicht zu beeinträchtigen. 

Bereits der Ausgangsbeschluss hat die Vereinbarkeit des Gesamtvorhabens be

standskräftig mit den Zielen des KSG bestätigt. Durch die Planänderung haben sich 
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keine andersartigen Auswirkungen ergeben. Beim vorliegenden Planänderungsvor

haben der S-Bahn-Verlängerung der S2 handelt es sich um ein Vorhaben, das ge

eignet ist, den Modal Split, also den Anteil der Verkehrsträger am Gesamtverkehrs

aufkommen, zugunsten des ÖPNV zu verschieben. Das künftige Verkehrsangebot 

wird aufgrund eintretender Fahrzeitverkürzungen sowie durch künftige Direktver

bindungen deutlich schneller und attraktiver, so dass höchstwahrscheinlich ein 

nicht unerheblicher Teil der bisherigen Kraftfahrzeugnutzer künftig auf den klima

freundlicheren ÖPNV umsteigen wird. Insoweit ist davon auszugehen, dass der Kli

maschutz bei Realisierung des Planvorhabens vorangetrieben wird. Auch den Be

langen der Klimawandelanpassung wird durch das Änderungsvorhaben ausrei

chend Rechnung getragen. Die Planfeststellungsbehörde hat im Rahmen der Be

rücksichtigungspflicht des § 7 S. 1 KlimaG BW zum einen geprüft, ob das Vorhaben 

selbst anfällig gegenüber den Folgen des Klimawandels ist. Zum anderen hat sie in 

den Blick genommen, ob das Vorhaben sich negativ auf die in der Anpassungsstra

tegie 2023 konkretisierten Bemühungen des Landes Baden-Württemberg um eine 

stärkere Klimaresilienz auswirkt. Dabei hat sich gezeigt, dass den Belangen der Kli

mawandelanpassung angesichts des öffentlichen Interesses an der Verwirklichung 

des Vorhabens und unter Berücksichtigung der in den Planunterlagen vorgesehe

nen Vermeidungs-, Minimierung- und Kompensationsmaßnahmen bestmöglich 

Rechnung getragen wird. 

3.11. Öffentliche Sicherheit 

Das Änderungsvorhaben ist bei Beachtung der planerischen Vorgaben und der fest

gesetzten Zusage der Vorhabenträgerin mit den Belangen der öffentlichen Sicher

heit vereinbar. 

Die Landeseisenbahnaufsicht Baden-Württemberg hat der Änderungsmaßnahme 

mit Stellungnahme vom 01.04.2026 vorbehaltslos zugestimmt.  
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Flugsicherung  

Den Belangen der Flugsicherung wird entsprochen. 

Die in den Planänderungsunterlagen enthaltenen Baugesuche für den Gleisfeldkon

zentrator in Neuhausen, das Betriebs- und Sozialgebäude in Neuhausen, dem GSM-

Mobilfunkmast in Bernhausen, dem GSM-Mobilfunkmast in Neuhausen West sowie 

für den GSM-Mobilfunkmast am Bahnhof Neuhausen wurden luftrechtlich unter

sucht, da sich diese Bauwerke alle im Bau- und Anlagenschutzbereich (§§ 12 und 

18a LuftVG) des Verkehrsflughafens Stuttgart befinden und somit als Luftfahrthin

dernisse gelten. Für den GSM-Mobilfunkmast in Bernhausen wurde ein Gutachten 

bei der Deutschen Flugsicherung (DFS) gemäß § 12 LuftVG und für die drei GMS-

Mobilfunkmasten wurde ein Gutachten beim Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung 

(BAF) gemäß § 18a LuftVG eingeholt. Die erforderlichen Zustimmungen wurden er

teilt. Eine Kennzeichnung als Luftfahrthindernis ist bei allen drei GSM-Masten nicht 

erforderlich. Der Sicherstellung der Flugsicherung beim Einsatz von Baugeräten in 

der Bauphase wurde durch die Zusage Ziff.3.1 Rechnung getragen. 

3.12. Landesplanung und Raumordnung 

Das Änderungsvorhaben ist mit den Zielen der Landesplanung und der Raumord

nung vereinbar. Gegen die Planänderung bestehen aus Sicht der höheren Raumord

nungsbehörde keine Bedenken. 

3.13. Leitungsträger und Versorgungsunternehmen 

Durch das Änderungsvorhaben werden sind keine Fremdleitungen betroffen. 

3.14. Denkmalschutz 

Die festgestellte Planung nimmt auf die Belange der Denkmalpflege in gebotenem 

Maße Rücksicht. Über das Ausgangsvorhaben hinausgehende erhebliche negative 

Auswirkungen auf die Schutzgüter des Denkmalschutzes bestehen nicht. 
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3.15. Private Rechte, insbesondere Eigentum 

Das Vorhaben setzt sich in der Abwägung gegen die betroffenen privaten Rechte, 

insbesondere Eigentum durch. Die dadurch bedingten unmittelbaren, mittelbaren 

und sonstigen Eingriffe und Betroffenheiten sind im Ergebnis - ggf. gegen Entschä

digung - hinzunehmen. 

Die dauerhafte und / oder vorübergehende Inanspruchnahme von Grundeigentum 

für die Realisierung des Änderungsvorhabens samt den naturschutzrechtlichen 

Kompensationsmaßnahmen ist in dem planfestgestellten Umfang mit Art. 14 

Abs. 3 S. 1 GG vereinbar. Bei der Abwägung der von dem Änderungsvorhaben be

rührten Belange im Rahmen einer hoheitlichen Planungsentscheidung gehört das 

unter den Schutz des Art. 14 Abs. 1 GG fallende Eigentum in hervorgehobener Weise 

zu den abwägungserheblichen Belangen. Die Planfeststellungsbehörde verkennt 

nicht, dass jede Inanspruchnahme von privaten Grundstücken, seien sie bebaut, 

landwirtschaftlich genutzt oder natürliche Flächen, grundsätzlich einen schwerwie

genden Eingriff für den betroffenen Eigentümer darstellt. Dies gilt grundsätzlich 

auch für die Mieter und Pächter der Grundstücke. Weder das Interesse, das ein Ei

gentümer an der Haltung seiner Eigentumssubstanz hat, noch das Interesse der 

Mieter oder Pächter an der Nutzung der Grundstücke genießt jedoch absoluten 

Schutz. Für das Eigentum oder die Nutzung der Grundstücke gilt insoweit nichts 

Anderes als für andere abwägungsrelevante Belange, d.h., die Belange der betroffe

nen Eigentümer bzw. Mieter oder Pächter können bei der Abwägung im konkreten 

Fall zugunsten anderer Belange zurückgestellt werden. 

Das Änderungsvorhaben führt zu einer dauerhaften Inanspruchnahme privater 

Grundstücke für die Herstellung von Bau- und Betriebsanlagen der Vorhabenträge

rin. Um das Änderungsvorhaben realisieren zu können, bedarf die Vorhabenträgerin 

deshalb zusätzlichen Erwerb von Flächen von 1.123 m². Auf eine Inanspruchnahme 

kann für die Realisierung des Änderungsvorhabens nicht verzichtet werden. 
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Die von den Änderungen betroffenen Grundstücke sind hierbei grundsätzlich iden

tisch mit denjenigen des Bezugsvorhabens. Durch die Anpassung ergeben sich aber 

kleinräumige Veränderungen bei den konkreten Grundstücksbetroffenheiten. 

Der Umfang der Inanspruchnahmen ist in den planfestgestellten Unterlagen darge

stellt, insbesondere in dem Grunderwerbsverzeichnis und den –plänen. 

Einwendungen von Privatpersonen wurden nicht erhoben. 

Die Antragstellerin war bei der Festlegung der benötigten Flächen für die Maß

nahme nach Kräften bestrebt, die Maßnahmen soweit wie möglich auf öffentlichem 

Grund zu realisieren bzw. die Inanspruchnahme von Privatflächen soweit wie mög

lich zu minimieren. Die Vorhabenträgerin hat zugesagt, für die zur Projektrealisie

rung erforderlich werdenden vorübergehenden und dauerhaften Flächeninan

spruchnahmen angemessen zu entschädigen (vgl. A. V 4.1, 4.2). 

Abschließend und zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich die planerischen 

Ziele bei einer geringeren Eingriffsintensität nicht mehr realisieren ließen. Die Inte

ressen der privaten Grundstückseigentümer haben daher hinter dem Interesse an 

der Verwirklichung des Planvorhabens in dem planfestgestellten Umfang zurück

zustehen. 
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V. Gesamtabwägung und Zusammenfassung 

Das Planänderungsverfahren wurde von der Planfeststellungsbehörde fair, transpa

rent und ergebnisoffen geführt. Alle Betroffenen hatten ausreichend Gelegenheit 

sich über die Planung zu informieren und ihre Anregungen, Einwände und Forderun

gen vorzubringen. Die Planfeststellungsbehörde hat bei ihrer Entscheidungsfindung 

alle Stellungnahmen und Einwendungen gebührend berücksichtigt. 

Der Antrag auf Planänderung ist entscheidungsreif. Mit den von der Antragstellerin 

vorgelegten Unterlagen, den eingegangenen Stellungnahmen der Träger öffentli

cher Belange, den Erwiderungen der Antragstellerin und den vorgelegten Gutach

ten bzw. gutachterlichen Ergänzungen ist der Sachverhalt soweit aufgeklärt, dass 

über alle entscheidungserheblichen Fragen auf fundierter, zuverlässiger Basis ent

schieden werden kann. Einwendungen von Privatpersonen gab es keine. 

In der Gesamtabwägung ist die Planfeststellungsbehörde der Auffassung, dass die 

für die Änderung des Vorhabens sprechenden Belange die von der Planung negativ 

betroffenen öffentlichen und privaten Belange überwiegen. Vor dem weiteren Hin

tergrund, dass ein Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs zur Verbesserung der Ver

kehrssituation durch Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs beiträgt und 

sich dadurch das Stadtklima nachhaltig verbessert, ist das Vorhaben dringend ge

boten. Besser geeignete Alternativen zu den beantragten Änderungen sind nicht 

erkennbar. Die von dem Änderungsvorhaben ausgehenden Beeinträchtigungen öf

fentlicher und privater Interessen werden insgesamt auf das unabdingbare Maß be

grenzt. Die dennoch verbleibenden Nachteile sind durch die verfolgte Zielsetzung 

gerechtfertigt und müssen im Interesse des Ganzen hingenommen werden. 

Das Regierungspräsidium Stuttgart hat deshalb in Ausübung seines Planfeststel

lungsermessens beschlossen, die vorliegenden Planunterlagen mit den genannten 

Nebenbestimmungen und Zusagen festzustellen. Die auferlegten Nebenbestim

mungen sind nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde erforderlich und 
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verhältnismäßig und sichern die effektive Umsetzung der jeweiligen Schutzbestim

mungen. 

VI. Begründung der Kostenentscheidung 

Für diesen Planfeststellungsbeschluss sind gem. §§ 1, 3, 4 und 5 des Landesgebüh

rengesetzes (LGebG) Gebühren zu erheben, die die Antragstellerin zu tragen hat. 

Die Höhe der Gebühr wird in einem gesonderten Gebührenbescheid festgesetzt. 

Die Beteiligten haben die durch ihre Teilnahme an dem Anhörungsverfahren ent

standenen Kosten, einschließlich der Aufwendungen für etwaige von ihnen beauf

tragte Rechtsanwälte und Sachverständige, selbst zu tragen. Beim Anhörungsver

fahren handelt es sich um ein Verwaltungsverfahren, nicht um ein Vorverfahren im 

Sinne der §§ 68 ff. VwGO. Eine Kostenerstattung ist deshalb nicht möglich. 
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C. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Planänderungsbeschluss kann innerhalb eines Monats beim Verwal

tungsgerichtshof Baden-Württemberg, Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim Klage 

erhoben werden. 

Die Anfechtungsklage gegen diesen Planänderungsbeschluss hat keine aufschie

bende Wirkung, § 18e Abs. 2 S. 2 AEG.  

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage ge

gen diesen Planänderungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur inner

halb eines Monats nach der Zustellung des Planänderungsbeschlusses beim Ver

waltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim ge

stellt und begründet werden. Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann der durch den Planfeststellungsbe

schluss Beschwerte einen hierauf gestützten Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der 

Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer Frist von einem Monat stellen. Die Frist 

beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis er

langt. 

Hinweise: 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskos

tenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 

Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ein

geleitet wird (vgl. näher dazu § 67 Abs. 4 VwGO). Jeder Beteiligte erhält auf schrift

lichen Antrag Auskunft darüber, welcher Teil der Begründung sich auf sein Vorbrin

gen oder das Vorbringen eines anderen Beteiligten bezieht sowie über Namen, An

schrift und betroffene Grundstücke von in diesem Beschluss anonymisierten Be

troffenen, soweit die Kenntnis dieser Daten zur Geltendmachung seiner rechtlichen 

Interessen erforderlich ist. 
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Stuttgart, den 03.08.2026 

Kneer  

Regierungspräsidium Stuttgart 

Az.: RPS24-3820-163 
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